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I.
2129   Gewährung von Zuwendungen nach dem

Landesgesetz zur Ausführung des  
Kommunalen Investitionsprogramms Klimaschutz 

und Innovation – Wettbewerbliches Verfahren 
für den Bereich Innovative kommunale  

Wärmeversorgung 
(VV KIPKI Block 4)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

vom 22. August 2023 (IdZ)

1 Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck, Zuwendungs-
grundlage

1.1 Um die Ziele des Klimaschutzes sowie eine Anpassung 
an die Klimawandelfolgen zu erreichen, müssen wirksame 
Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen eingeleitet wer-
den. Auch die kommunale Ebene steht in der Verantwor-
tung und leistet zudem einen Beitrag zur Wahrnehmung 
der Vorbildfunktion auch im Hinblick auf die Umsetzung 
der Energiewende.

 Das Land Rheinland-Pfalz stellt den kommunalen Gebiets-
körperschaften und im Rahmen eines Wettbewerbsver-
fahrens auch sonstigen juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts und Unternehmen des privaten Rechts daher 
mit dem „Kommunalen Investitionsprogramm Klimaschutz 
und Innovation“ (KIPKI) einmalig insgesamt bis zu 240 Mio. 
EUR zur Verfügung, um ihnen finanzielle Anreize zur Um-
setzung von Klimaschutzmaßnahmen und zur Anpassung 
an die Klimawandelfolgen im kommunalen Bereich zu er-
möglichen. 

 Die zugewiesenen Finanzmittel erlauben es den antrags-
berechtigten Stellen, geeignete zusätzliche Maßnahmen 
zu ergreifen, die einen spürbaren Beitrag zum Klimaschutz, 
zur Senkung des Ausstoßes von Treibhausgasen und zur 
Anpassung an die Klimawandelfolgen leisten. Insofern 
sind die aus diesem Programm bereitgestellten Mittel für 
Maßnahmen zu verwenden, die nicht bereits im kommu-
nalen Haushalt veranschlagt worden sind, sondern ergän-
zend erfolgen.

 Das Programm beinhaltet zwei Kernelemente:
1. Eine einwohnerbezogene Pauschalförderung der an-

tragsberechtigten Stellen für die Umsetzung von kom-
munalen Maßnahmen. (Die Förderung erfolgt bei dem 
für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständi-
gen Ministerium mit einem Gesamtfördervolumen in 
Höhe von bis zu 180 Mio. EUR).

2.  Ein wettbewerbliches Verfahren zur Befähigung und 
Unterstützung der Entstehung von Leuchtturmpro-
jekten des Klimaschutzes, der Klimawandelfolgenan-
passung und der Innovation bzw. zur Erstellung eines 
Gesamtkonzeptes zur kommunalen Entwicklung aus 
mehreren Maßnahmen. (Die Förderung erfolgt bei dem 
für die Angelegenheiten der Wirtschaft zuständigen 
Ministerium mit einem Gesamtfördervolumen in Höhe 
von bis zu 60 Mio. EUR).

Das wettbewerbliche Verfahren besteht aus den folgenden 
vier Blöcken:
Block 1 - Wasserstoffstrategie
Block 2 - Klimafreundliche Innenstädte der Zukunft
Block 3 - Soziale und nachhaltige Orte in den Kommunen
Block 4 - Innovative kommunale Wärmeversorgung

 Nach § 12 Abs. 4 des Landesgesetzes zur Ausführung des 
Kommunalen Investitionsprogramms Klimaschutz und In-
novation vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 141, BS 2129-22) 
erlässt das für die Angelegenheiten der Wirtschaft zustän-
dige Ministerium die zur Durchführung des wettbewerbli-
chen Verfahrens erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

1.2 Das Land Rheinland-Pfalz fördert nach Maßgabe dieser 
Verwaltungsvorschrift, der §§ 23 und 44 der Landeshaus-

haltsordnung (LHO) vom 20. Dezember 1971 (GVBl. 1972 
S. 2, BS 63-1) und der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug 
der Landeshaushaltsordnung (VV-LHO) vom 20. Dezem-
ber 2002 (MinBl. 2003 S. 22, 324; 2022 S. 266) in ihrer 
jeweils geltenden Fassung den Block 4 des wettbewerbli-
chen Verfahrens des Kommunalen Investitionsprogramms 
Klimaschutz und Innovation.

1.3 Durch die Zuwendung sollen im Rahmen des KIPKI-Wett-
bewerbs innovative Nahwärmekonzepte gefördert werden. 
Ziel ist es, die Nahwärmeversorgung als Schlüsseltechno-
logie für den Klimaschutz zu fördern. 

1.4 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2 Zuwendungsempfänger

 Zuwendungsempfänger sind kommunale Gebietskörper-
schaften, sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und Unternehmen des privaten Rechts jeweils aus 
Rheinland-Pfalz.

3 Verfahren und Zuwendungsvoraussetzungen

3.1 Für den Wettbewerb ist ein zweistufiges Verfahren vorge-
sehen. Darin können die möglichen Zuwendungsempfän-
ger auf der ersten Stufe eine Projektskizze einreichen. Bei 
entsprechender Auswahl kann auf der zweiten Stufe ein 
Antrag auf Projektförderung gestellt werden. Die Einrei-
chung von Projektskizze und Antrag kann in Schriftform 
oder in Textform erfolgen.

3.2  Die Projektskizzen müssen bis spätestens zum 29. Sep-
tember 2023 bei der Bewilligungsbehörde eingereicht 
werden. Nach Eingang der Projektskizzen werden die 
Unterlagen zunächst durch die Bewilligungsbehörde auf 
Vollständigkeit nach Nummer 4 geprüft. Anschließend 
überprüft ein von der Bewilligungsbehörde beauftragter 
Dienstleister die Unterlagen und gibt dazu eine fachliche 
Bewertung für eine Auswahl der Projekte unter Berück-
sichtigung von Nummer 3.3 ab. Auf Grundlage dieser 
Bewertung spricht eine Fachjury aus Vertretern der betei-
ligten Ministerien und der kommunalen Spitzenverbände 
ebenfalls unter Berücksichtigung von Nummer 3.3 eine 
Empfehlung für eine Auswahl der Projekte aus. 

3.3 Leitgedanke für die Auswahl der in den Projektskizzen dar-
gestellten Vorhaben durch die Fachjury ist eine schlüssige 
Verknüpfung von Innovation und Mehrwert des konkreten 
Vorhabens. Der geplante Fördermitteleinsatz soll sich ent-
sprechend auf ein effizientes Maß beschränken. Sofern die 
eingereichten Projektskizzen die formalen Voraussetzun-
gen erfüllen und der vorgegebenen Gliederung entspre-
chend vollständig sind, werden sie nach den folgenden 
Kriterien bewertet:
– Innovationsgehalt, Modellcharakter und Übertragbar-

keit,
– Beitrag zur Bewältigung regionaler Herausforderungen,
– Machbarkeit und Schlüssigkeit des Gesamtkonzepts,
– Qualität der Projektskizze,
– zeitnahe Realisierbarkeit des Projekts,
– Verhältnismäßigkeit des Mitteleinsatzes.

 Aufgrund der Empfehlung der Fachjury und unter erneuter 
Berücksichtigung der in dieser Nummer genannten Krite-
rien entscheidet die Bewilligungsbehörde über die grund-
sätzliche Förderwürdigkeit der Vorhaben und informiert 
die Einreichenden der Projektskizzen entsprechend. Die 
Einreichenden der als grundsätzlich förderwürdig ange-
sehenen Vorhaben werden aufgefordert, einen Antrag auf 
Projektförderung einzureichen. 

3.4 Die im Anschluss zu stellenden Förderanträge sind der Be-
willigungsbehörde in Schriftform oder in Textform vorzule-
gen. Für den Zeitpunkt der Antragstellung ist das Datum 
des Eingangs des Antrags bei der Bewilligungsbehörde 
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maßgeblich. 

3.5 Die Antragsstellung hat spätestens bis zum 29. Februar 
2024 zu erfolgen.

3.6 Die Bewilligungsbehörde prüft die Fördervoraussetzungen 
und entscheidet über die Gewährung einer Zuwendung. 

3.7 Zuwendungen werden grundsätzlich nur für Maßnahmen 
gewährt, mit deren Durchführung zum Zeitpunkt der Be-
willigung noch nicht begonnen wurde.

 Als Vorhabenbeginn gilt der Abschluss eines der Ausfüh-
rung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrags. 
Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung 
und Grunderwerb nicht als Beginn des Vorhabens, es 
sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung. Pla-
nungs- und Beratungsleistungen dürfen vor Antragstellung 
erbracht werden und führen für sich genommen nicht zur 
Annahme eines Vorhabenbeginns.

 Die Bewilligungsbehörde kann zulassen, dass mit der 
Durchführung bereits zu einem früheren Zeitpunkt begon-
nen werden kann (Zulassung des vorzeitigen Maßnahmen-
beginns), nicht jedoch vor Einreichen des Förderantrags 
bei der Bewilligungsbehörde. Hierzu muss ein gesonder-
ter Antrag in Schriftform oder in Textform vor Beginn der 
Maßnahme mit ausreichender Begründung bei der Bewilli-
gungsbehörde eingereicht werden. Ein Maßnahmenbeginn 
vor der entsprechenden Zulassung ist förderschädlich und 
führt zur Ablehnung des Förderantrags.

3.8 Der Verwendungsnachweis der Projekte muss bis zum  
30. Juni 2027 bei der Bewilligungsbehörde eingereicht 
werden.

3.9 Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendungsempfänger 
zu verpflichten, die jeweils geltenden vergaberechtlichen 
Bestimmungen einzuhalten.

3.10 Zuständig ist das für die Angelegenheiten der Wirtschaft 
zuständige Ministerium (Bewilligungsbehörde). Diese Zu-
ständigkeit umfasst auch die Auszahlung der Fördermittel 
und die Prüfung der Verwendungsnachweise.

3.11 Der Rechnungshof ist berechtigt, bei allen Zuwendungs-
empfängern zu prüfen (§ 91 LHO). 

4 Inhalt und Umfang der Projektskizzen

4.1 Die im Wettbewerb eingereichten Projektskizzen müssen 
der Definition effizienter Fernwärme- und Fernkälteversor-
gung nach Artikel 2 Nr. 20 der Richtlinie (EU) 2018/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. De-
zember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen (ABl. EU Nr. L 328 S. 82) entspre-
chen. 

4.2 Für die Projektskizze werden eine Gliederung und Inhalte 
(maximal 15 DIN-A4-Seiten, Arial, Schriftgröße 11 Punkt, 
Zeilenabstand von mindestens 1,15 Zeilen und Seitenrän-
der von mindestens 2 cm) wie folgt erwartet:
– Allgemeine Angaben zum Vorhaben (Deckblatt, maximal 

eine Seite),
– Kurztitel (Akronym) des Vorhabens,
– Angaben zur oder zum Antragstellenden (Unterneh-

mensform), 
– detaillierte Beschreibung der geplanten Investitionen,
– Unterschrift der oder des Verantwortlichen für das Vor-

haben,
– Darstellung des Vorhabens und Beschreibung der Inno-

vation:
1. Zusammenfassung (maximal eine Seite), 
2. Beitrag des Vorhabens zur Erfüllung der Förderziele,
3. Darstellung der Ausgangslage (u. a. Status relevanter 

aktueller technologischer Entwicklungsstand),
4. Darstellung des Projektkonzepts mit Bezug zu den 

jeweiligen Entwicklungsfeldern,
5. Arbeitsplan mit konkreten Arbeitspaketen und grobe 

Zeitplanung,

6. Gesamtfinanzierungsplan in tabellarischer Form.

5 Zuwendungshöhe, zuwendungsfähige Ausgaben

5.1 Die Landesförderung wird im Wege der Projektförderung 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt und ist auf 33,33 
v. H. der zuwendungsfähigen Gesamtinvestition hinsicht-
lich des Wärmenetzes begrenzt. Ausgabenbasis für die 
Landesförderung ist das Verteilnetz. Als Verteilnetz sind 
die Verbindungsleitungen einschließlich der zugehörigen 
Einrichtungen zur Weitergabe der Wärme von der Produk-
tionseinheit an Dritte zu verstehen. 

5.2 Die Festlegung der jeweiligen zuwendungsfähigen Aus-
gaben sowie die Bemessung der jeweiligen Förderquote 
erfolgt auf der Basis des Artikels 46 Abs. 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur 
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union (ABl. EU Nr. L 187 S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung. Die beihilfefähige Ausgabenbasis des 
Verteilnetzes ist entsprechend abzutrennen und von ande-
ren Fördermitteln freizustellen1.

5.3  Auf der Grundlage des Artikels 46 Abs. 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 sind die Investitionskosten der Verteil-
netze beihilfefähig, wobei der Beihilfebetrag für das Ver-
teilnetz nicht höher sein darf als die Differenz zwischen 
den beihilfefähigen Ausgaben und dem Betriebsgewinn. 
Der Betriebsgewinn wird vorab von den beihilfefähigen 
Ausgaben abgezogen. 

5.4 Der „Betriebsgewinn aus der Investition“ gemäß Artikel 2 
Nr. 39 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 ist wie folgt defi-
niert: „Differenz zwischen den abgezinsten Einnahmen und 
den abgezinsten Betriebskosten im Laufe der wirtschaftli-
chen Lebensdauer der Investition, wenn die Differenz posi-
tiv ist. Zu den Betriebskosten zählen Kosten wie Personal-, 
Material-, Fremdleistungs-, Kommunikations-, Energie-, 
Wartungs-, Miet- und Verwaltungskosten, nicht aber die 
Abschreibungs- und Finanzierungskosten, wenn sie durch 
die Investitionsbeihilfe gedeckt werden. Durch Abzinsung 
der Einnahmen und Betriebskosten unter Verwendung 
eines geeigneten Abzinsungssatzes wird gewährleistet, 
dass ein angemessener Gewinn erzielt werden kann.“

5.5 Eine Kumulation von Förderungen ist möglich, sofern sie 
nicht aufgrund unions-, bundes- oder landesrechtlicher 
Vorgaben explizit ausgeschlossen oder begrenzt ist.

5.6 Die oder der Antragstellende benennt vor Beginn des Vor-
habens verbindlich eine verantwortliche Projektkoordina-
tion. Diese ist gegenüber dem Zuwendungsgeber für die 
zielgerichtete und regelkonforme Durchführung des Pro-
jekts sowie für die Kommunikation mit dem Zuwendungs-
geber verantwortlich. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Aus der Vorlage einer Projektskizze entsteht kein Rechts-
anspruch auf Förderung. 

6.2 Mit der Vorlage der Projektskizze erklären sich die Einrei-
chenden damit einverstanden, dass diese im Auswahlver-
fahren für die Diskussion sowie fachliche Bewertung der 
Förderfähigkeit einem beauftragten Dienstleister sowie 
einer Fachjury vorgelegt werden. 

6.3 Die zweckentsprechende Nutzung geförderter Verteilnet-
ze ist für 20 Jahre sicherzustellen (Zweckbindungsfrist). 
Die Laufzeit der Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Ab-
schluss der geförderten Maßnahme. Beabsichtigte Nut-
zungsänderungen innerhalb der Zweckbindungsfrist sind 
vorab der Bewilligungsbehörde schriftlich anzuzeigen und 

1 Für die Förderung der abgegrenzten sonstigen Anlagen werden keine Festlegungen 
getroffen. Fördermittel können insbesondere im Rahmen der Einzelmaßnahmen 
nach Nummer 4.3 des Förderprogramms „Bundesförderung effiziente Wärmenetze 
(BEW)“ beantragt und eingesetzt werden.

1
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bedürften der schriftlichen Einwilligung.

6.4 Ist der Zuwendungsempfänger eine kommunale Gebiets-
körperschaft oder ein Zweckverband, so richten sich Form 
und Inhalt des Zuwendungsbescheids nach Teil II Nr. 4 zu 
§ 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO, für andere Zuwendungs-
empfänger nach Teil I Nr. 4 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-
LHO. Je nach Rechtsform der oder des Antragstellenden 
sind die jeweils gültigen Fassungen der Allgemeinen Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
an kommunale Gebietskörperschaften und Zweckverbän-
de (ANBest-K – Teil II Anlage 3 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-
LHO) oder der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung (ANBest-P – Teil I Anlage 
3 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO) zum Bestandteil des 
Bewilligungsbescheids zu machen. Die Zuwendung kann 
über die Allgemeinen Nebenbestimmungen hinaus nach 
Teil I oder Teil II Nr. 5.3 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO mit 
Auflagen und Bedingungen verbunden werden.

6.5 Ausgaben im Rahmen von bewilligten Projekten können 
nur als förderfähig anerkannt werden, wenn diese für den 
Fördergegenstand notwendig sind und zwischen dem 
Zeitpunkt des Förderbescheids oder im Einzelfall nach 
Bestätigung eines vorgezogenen Maßnahmenbeginns und 
dem 31. Dezember 2026 angefallen sind. 

7 Beihilfen

7.1 Mit dem Antrag auf Förderung im Rahmen dieser Ver-
waltungsvorschrift verpflichtet sich die oder der Antrag-
stellende zur Mitwirkung bei der Einhaltung der beihilfe-
rechtlichen Vorgaben. So sind vom Zuwendungsgeber 
angeforderte Angaben und Belege zum Nachweis der 
Bonität und der beihilferechtlichen Konformität vorzule-
gen oder nachzureichen. Darüber hinaus hat die oder der 
Antragstellende im Rahmen von etwaigen Verfahren der 
Europäischen Kommission mitzuwirken und allen Anforde-
rungen der Kommission nachzukommen.

7.2 Voraussetzung für die Gewährung staatlicher Beihilfen 
im Rahmen einer auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 freigestellten Beihilferegelung ist, dass diese 
einen Anreizeffekt nach Artikel 6 dieser Verordnung ha-
ben: Beihilfen gelten gemäß Artikel 6 Nr. 2 Satz 1 dieser 
Verordnung als Beihilfen mit Anreizeffekt, wenn die oder 
der Beihilfeempfangende vor Beginn der Arbeiten für das 
Vorhaben oder die Tätigkeit einen schriftlichen Beihil-
feantrag in dem betreffenden Mitgliedstaat gestellt hat. 
Der Beihilfeantrag muss gemäß Artikel 6 Nr. 2 Satz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 mindestens die folgenden 
Angaben enthalten: Name und Größe des Unternehmens, 
Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns 
und des Abschlusses, Standort des Vorhabens, die Kos-
ten des Vorhabens, Art der Beihilfe und Höhe der für das 
Vorhaben benötigten öffentlichen Finanzierung.

7.3 Staatliche Beihilfen auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 
651/2014 werden nicht gewährt, wenn ein Ausschluss-
grund nach Artikel 1 Abs. 2 bis 5 dieser Verordnung ge-
geben ist; dies gilt insbesondere, wenn das Unternehmen 
einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 
Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzu-
lässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist oder das Unterneh-
men ein „Unternehmen in Schwierigkeiten“ (gemäß Defini-
tion nach Artikel 2 Abs. 18) ist.

8 In- und Außerkrafttreten

 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 25. August 2023 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2028 außer Kraft.

MinBl. 2023, S. 192

7011                 Landesförderprogrammxxxxxxiiixxxxxx 
im Rahmen des EFRE 2021-2027 

„Effizienzsteigerung gewerblicher Unternehmen“ 
(EffInvest)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft,
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

vom 29. August (8302)

1 Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck
1.1 Das Land Rheinland-Pfalz gewährt im Wege der Pro-

jektförderung Zuwendungen an gewerbliche Unter-
nehmen nach Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift, 
der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO)  
vom 20. Dezember 1971 (GVBI. 1972 S. 2, BS 63-1) und der 
Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der Landeshaushalts-
ordnung (VV-LHO) vom 20. Dezember 2002 (MinBl. 2003  
S. 22, 324; 2022 S. 266) in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung. Es gelten zudem
– die Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 

17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. EU Nr.  
L 187 S. 1) und

– die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Arti-
kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU 
Nr. L 352 S. 1)

in der jeweils geltenden Fassung.
1.2 Sofern Mittel aus dem Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung (EFRE) bewilligt werden, sind zudem die fol-
genden Regelungen in ihrer jeweils geltenden Fassung zu 
beachten:
– die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemein-
samen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds 
Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerech-
ten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fische-
rei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschrif-
ten für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds, den Fonds für innere Sicherheit und 
das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzver-
waltung und Visumpolitik (ABl. EU Nr. L 231 S. 159), 

– die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 24. Juni 2021 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den 
Kohäsionsfonds (ABl. EU Nr. L 231 S. 60),

– das Programm des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) des Landes Rheinland-Pfalz (nach-
folgend EFRE-Programm) in der Förderperiode 2021-
2027, 

– die Verwaltungsvorschrift über Zuwendungsverfahren 
im Rahmen der Umsetzung des Programms des Eu-
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) im 
Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachstum“ 
Rheinland-Pfalz, Förderperiode 2021-2027 (VV IBW-
EFRE) vom 21. Dezember 2022 (MinBl. 2023 S. 8) sowie 

– die delegierten und Durchführungsrechtsakte der Eu-
ropäischen Kommission, die auf die vorgenannten EU-
Verordnungen Bezug nehmen.

1.3 Mit den Zuwendungen sollen die rheinland-pfälzischen 
gewerblichen Unternehmen bei der Steigerung ihrer Ener-
gie- und Ressourceneffizienz unterstützt werden. Die 
Zuwendungen sollen zur wirksamen Verringerung von 
Treibhausgasemissionen, Materialverbrauch und Abfall- 
aufkommen beitragen und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Industriestandortes Rheinland-Pfalz nachhaltig sichern.

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
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wendung besteht nicht; vielmehr entscheidet auf Antrag 
die Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Begriffsbestimmung
2.1 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)/Großunterneh-

men
Der bei der Förderung zugrunde zu legende Begriff kleiner 
und mittleren Unternehmen (KMU) folgt der Definition ge-
mäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. Zur Er-
mittlung der Schwellenwerte für eigenständige Unterneh-
men, Partnerunternehmen und verbundene Unternehmen 
gelten die im Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
enthaltenen Berechnungsmethoden.
Diese Beurteilungskriterien dürfen nicht durch solche Un-
ternehmen umgangen werden, die die Voraussetzungen 
für die Eigenschaft als kleine oder mittlere Unternehmen 
zwar formal erfüllen, jedoch tatsächlich durch ein oder 
mehrere Großunternehmen kontrolliert werden. Es sind 
sämtliche rechtliche Gebilde auszuschließen, die eine 
wirtschaftliche Gruppe bilden, deren wirtschaftliche Be-
deutung über die eines kleinen oder mittleren Unterneh-
mens hinausgeht.
Großunternehmen sind Unternehmen, die nicht die o. a. 
Voraussetzungen für kleine und mittlere Unternehmen er-
füllen.

2.2 Betriebsstätte
Für den Begriff der Betriebsstätte gilt § 12 der Abgaben-
ordnung, der Begriff „gewerblich“ richtet sich nach den 
Bestimmungen des Gewerbesteuergesetzes2. Nicht als 
Gewerbebetrieb im Sinne der vorliegenden Vorschrift 
gelten gemeinnützige Unternehmen oder öffentliche Un-
ternehmen. Gleiches gilt für Unternehmen, bei denen eine 
direkte oder indirekte Mehrheitsbeteiligung von gemein-
nützigen oder öffentlichen Unternehmen oder der öffent-
lichen Hand besteht. Im Rahmen der Prüfung kann die 
zuständige Behörde insbesondere mehrere kleine, nicht 
selbstständig tätige Betriebsstätten eines Gewerbebe-
triebes des Antragstellers in derselben Gemeinde als eine 
einheitliche Betriebsstätte behandeln.

2.3 Eigenbetriebliche Nutzung
Eine Investition wird eigenbetrieblich genutzt, wenn die 
Nutzung ausschließlich mit eigenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern erfolgt. Eine Vermietung oder Verpachtung 
oder sonstige Nutzungsüberlassung oder Übertragung 
schließt die eigenbetriebliche Nutzung aus.

2.4 Beginn des Investitionsvorhabens (Maßnahmebeginn)
Beginn der Arbeiten für das Investitionsvorhaben ist ent-
weder
a) der verbindliche (schriftliche oder mündliche) Abschluss 

eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und 
Leistungsvertrages (als solcher kann regelmäßig die Be-
auftragung oder Bestellung angesehen werden),

b) der Beginn der Bauarbeiten für die Investition (Gleiches 
gilt für die Aufnahme von Eigenleistungen),

c) die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestel-
lung von Ausrüstung oder

d) eine andere Verpflichtung, die die Investition unumkehr-
bar macht.

Als Investitionsbeginn gilt in der Regel auch ein auf die 
Finanzierung des Vorhabens abgeschlossener Darlehens- 
oder Finanzierungsvertrag.
Der früheste der vorgenannten Zeitpunkte ist maßgebend. 
Der Kauf von Grundstücken und Vorarbeiten wie die Ein-
holung von Genehmigungen und die Erstellung vorläufiger 
Durchführbarkeitsstudien gelten nicht als Beginn der Ar-
beiten für das Investitionsvorhaben. Bei Baumaßnahmen 
gelten Planung und Bodenuntersuchung sowie gleich ge-
lagerte vorbereitende Maßnahmen nicht als Beginn des 
Vorhabens. 

2 § 2 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I  
S. 4167) in der jeweils geltenden Fassung.

2.5  Ende des Investitionsvorhabens (Maßnahmeabschluss)
Ein Investitionsvorhaben ist beendet, wenn es fertigge-
stellt ist, d. h. mit der Anschaffung des letzten dem Vor-
haben zuzurechnenden Wirtschaftsgutes oder sobald es 
seiner Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden 
kann (wesentliche Betriebsbereitschaft).

2.6 Beurteilungszeitpunkt
Maßgeblich für die Beurteilung der Förderfähigkeit eines 
Vorhabens sowie für die Ermittlung der Beihilfenintensität 
und des Beihilfenbetrags ist der Zeitpunkt der Gewährung 
der Förderung. Als Tag der Gewährung gilt gemäß Artikel 2  
Nr. 28 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Tag, an dem 
der Beihilfeempfänger einen Rechtsanspruch auf die Bei-
hilfe erwirbt.

3 Gegenstand der Förderung
3.1 Gefördert werden Investitionsvorhaben, die - bezogen auf 

die jeweilige Maßnahme - zu einer dauerhaften Steige-
rung der Energie- (um mindestens 20 v. H.) oder sonstigen 
Ressourceneffizienz (um mindestens 10 v. H.) führen und 
deren Gesamtfinanzierung gesichert ist. In der Regel wer-
den nur Vorhaben mit einem geplanten Mindesteinsparvo-
lumen von jährlich 40 t CO2 gefördert. Die in den Sätzen 1  
und 2 genannten Werte können auch dadurch erreicht 
werden, dass verschiedene geförderte Investitionen zu ei-
ner Maßnahme zusammengefasst werden.

3.2 Das Programm fördert die Umsetzung von gewerblichen 
und industriellen Ressourceneffizienzmaßnahmen, die ins-
besondere den folgenden zum Klima- und Umweltschutz 
beitragenden Zielen dienen:
– Energieeinsparung und effizientere Energienutzung, 

Verringerung des Einsatzes von Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffen, insbesondere des Materialeinsatzes, Ver-
meidung und Verringerung des Einsatzes von Wasser 
und des Anfalls von Abwasser sowie Verringerung und 
Zurückhaltung von Abwasserfrachten, insbesondere 
solcher Stoffe, die in öffentlichen Kläranlagen nicht oder 
nicht ausreichend eliminiert werden,

– Schließung von Stoffkreisläufen,
– Vermeidung und Verminderung von Abfällen, sowie die 

Verminderung ihrer Schädlichkeit,
– Reduzierung der Lärm- und Schadstoffemissionen.

3.3 Umfasst werden Investitionen in folgenden Bereichen:
– Anlagentechnik und Maschinenpark inklusive Quer-

schnittstechnologien, wie Heizung, Kühlung, Beleuch-
tung, Lüftung, Warmwasserbereitung, elektrische An-
triebe, Druckluft und Pumpen,

– Bauliche Maßnahmen im Bestand (z. B. Gebäudehülle),
– Prozesskälte und -wärme,
– Wärmerückgewinnung/Abwärmenutzung,
– Mess-, Regel- und Steuerungstechnik,
– Informations- und Kommunikationstechnik,
– Wassernutzung sowie Abwasseraufbereitung und -be-

handlung,
– Abfallvermeidung und -verminderung,
– Energiespeicherung und Energiegewinnung, sofern 

ausschließlich für den Eigenbedarf,
– Verringerung des Materialeinsatzes.

3.4 Die erwartete Einsparung ist durch einen Sachverständi-
gen zu berechnen und zu bestätigen. Geeignete Sachver-
ständige und Gutachter werden bei der Programmüber-
sicht auf der Homepage der Investitions- und Strukturbank 
Rheinland-Pfalz (ISB) veröffentlicht. 

3.5 Die Bestätigung der geplanten Einsparung soll dem För-
derantrag beigefügt werden und muss der Bewilligungs-
behörde vor Erteilung der Bewilligung vorliegen. Nach 
Maßnahmeabschluss ist die ordnungsgemäße Umsetzung 
der Maßnahme durch einen Sachverständigen nach Num-
mer 3.4 zu bestätigen.

4  Zuwendungsempfänger
4.1 Zuwendungsempfänger sind gewerbliche Unternehmen 

1

1
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einschließlich Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe, 
die die Voraussetzungen der vorliegenden Verwaltungs-
vorschrift erfüllen.

4.2 Antragsberechtigt ist, wer die Investition vornimmt und ei-
genbetrieblich nutzt.

5  Fördervoraussetzungen
5.1 Die Zuwendungen können nur für Investitionen gewährt 

werden, die die Voraussetzungen der vorliegenden Ver-
waltungsvorschrift erfüllen und in Rheinland-Pfalz umge-
setzt werden.

5.2 Zuwendungen werden nur für Vorhaben gewährt, mit de-
ren Durchführung nicht vor Antragstellung (Eingang der 
ausgefüllten, elektronischen Antragsvorlage bei der ISB) 
und Erteilung der schriftlichen Bestätigung durch die ISB, 
dass die Fördervoraussetzungen vorbehaltlich einer de-
taillierten Prüfung dem Grunde nach erfüllt werden (Zu-
lassung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns), begonnen 
worden ist. Hieraus kann kein Anspruch auf eine spätere 
Zuwendung abgeleitet werden. In der Zulassung des vor-
zeitigen Maßnahmenbeginns ist der Antragsteller auf die 
im späteren Zuwendungsbescheid zu erwartenden Ne-
benbestimmungen sowie darauf, dass diese bei der ge-
samten Durchführung des Vorhabens zu beachten sind, 
hinzuweisen.

5.3 Die geförderten Anlagen und die durchgeführten Maßnah-
men müssen dem Stand der Technik entsprechen. 

5.4  Bei allen Vorhaben müssen die jeweiligen genehmigungs-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein.

5.5 Für Einzelmaßnahmen ist die gleichzeitige Inanspruchnah-
me eines Zuschusses aus dem vorliegenden Programm 
und aus den folgenden Förderprogrammen nicht möglich: 
– Verwaltungsvorschrift „Zukunftsfähige Energieinfra-

struktur (ZEIS)“ vom 9. September 2021 (MinBl. S. 151)
– Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Wärme-

netze „BEW“ vom 1. August 2022 (BAnz AT 18.08.2022 
B1)

– Richtlinie für die Bundesförderung für Energie- und Res-
sourceneffizienz in der Wirtschaft – Zuschuss und Kredit 
vom 21. November 2022 (BAnz AT 29.11.2022 B1)

5.6 Der Antragsteller muss seinen steuerlichen Verpflichtun-
gen nachkommen. Die Antragsunterlagen sind um eine 
aktuelle „Bescheinigung in Steuersachen“ des zuständi-
gen Finanzamtes zu ergänzen.

5.7 Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss gesichert 
sein. Dies ist durch eine Vollfinanzierungsbestätigung ei-
nes Kreditinstitutes nachzuweisen.

5.8 Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein In-
vestitionsvorhaben gewährt, das innerhalb von 36 Mona-
ten durchgeführt (beendet) wird. (Durchführungszeitraum) 

5.9 Mehrkosten, die nach Bewilligung im Rahmen eines be-
reits geförderten einzelbetrieblichen Vorhabens entstehen, 
können nicht gefördert werden.

5.10 Als förderfähig werden nur Kosten berücksichtigt, die 
im Rahmen der förderfähigen Investitionen anfallen und 
nach steuerrechtlichen Grundsätzen im Anlagevermögen 
aktiviert werden. Gemietete, geleaste oder im Wege des 
Mietkaufs angeschaffte Wirtschaftsgüter sind nicht förder-
fähig.

5.11 Eigenleistungen sind nicht förderfähig.
5.12 Förderfähig sind unter den nachstehend genannten Vo- 

raussetzungen auch immaterielle Wirtschaftsgüter. Imma-
terielle Wirtschaftsgüter sind Patente, Betriebslizenzen 
oder patentierte technische Kenntnisse sowie nicht paten-
tierte technische Kenntnisse. Immaterielle Wirtschaftsgü-
ter sind nur förderfähig, wenn
– diese aktiviert werden und abschreibungsfähig sind,
– der Investor diese von einem Dritten (nicht von verbun-

denen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder personell 

verflochtenen Unternehmen) zu Marktbedingungen er-
worben hat und

– diese Wirtschaftsgüter ausschließlich innerhalb der 
rheinland-pfälzischen Betriebsstätte, die die Förderung 
erhält, genutzt werden und mindestens drei Jahre (bei 
Großunternehmen mindestens fünf Jahre) im Betrieb 
des Ersterwerbers verbleiben.

5.13 Nicht in die Förderung einbezogen werden insbesondere 
die Kosten (einschließlich Nebenkosten) für 
– Investitionen in nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-

setz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) in der jeweils 
geltenden Fassung oder nach dem Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498) 
in der jeweils geltenden Fassung geförderte Anlagen,

– Grunderwerb,
– Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen; eine 

Ersatzbeschaffung liegt nicht vor, wenn das neu ange-
schaffte oder hergestellte Wirtschaftsgut wegen seiner 
technischen Überlegenheit oder rationelleren Arbeits-
weise für den Betrieb eine wesentlich andere Bedeu-
tung hat als das ausgeschiedene Wirtschaftsgut,

– die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten für Pkw, 
Kombifahrzeuge, Lkw, Omnibusse, Luftfahrzeuge, 
Schiffe und Schienenfahrzeuge sowie sonstige Fahr-
zeuge, die im Straßenverkehr zugelassen sind und pri-
mär dem Transport dienen,

– gebrauchte Wirtschaftsgüter,
– aktivierungsfähige Finanzierungskosten (Bauzeitzinsen),
– Wohnräume,
– Umsatzsteuer, soweit ein Vorsteuerabzug geltend ge-

macht werden kann,
– geringwertige Wirtschaftsgüter,
– Beratung, wenn diese nicht im Sachanlagevermögen 

aktiviert wird, z. B. für Rechtsberatung und allgemeine 
Unternehmensberatung; Gleiches gilt für die Kosten für 
den Sachverständigen nach Nummer 3.4.

5.14 Die durch Investitionshilfen geförderten Wirtschaftsgüter 
müssen mindestens drei Jahre (bei Großunternehmen 
mindestens fünf Jahre) nach Abschluss des Investitions-
vorhabens räumlich ausschließlich in der geförderten 
Betriebsstätte verbleiben, es sei denn, sie werden durch 
gleich- oder höherwertige Wirtschaftsgüter ersetzt. Das 
ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht erneut förderfähig.

5.15 Antragsteller, die nicht bestätigen, dass sie in den beiden 
Jahren vor der Beantragung der Förderung auf Grundlage 
dieser Verwaltungsvorschrift keine Verlagerung aus dem 
Gebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum hin zu der Betriebs-
stätte vorgenommen haben, in der die Erstinvestition, für 
die die Förderung beantragt wird, getätigt werden soll, und 
sich außerdem nicht verpflichten, dies auch in den beiden 
Jahren nach Abschluss der Erstinvestition, für die die För-
derung beantragt wird, nicht zu tun, sind von der Förde-
rung ausgeschlossen.3 

6 Art, Umfang und Höhe der Förderung
6.1 Die Förderung erfolgt als Anteilfinanzierung im Rahmen ei-

ner Projektförderung durch nicht rückzahlbare Zuschüsse. 
Sie sind stets eine zusätzliche Hilfe und daher nicht dazu 
vorgesehen, andere öffentliche Finanzierungsmöglichkei-
ten zu ersetzen.

6.2 Es werden nur Förderungen bewilligt, deren geplanter 
Investitionsumfang eine Zuschusshöhe von 50 000 EUR 
oder mehr zulässt. Dies bedeutet, dass bei kleinen Unter-
nehmen in der Regel ein förderfähiges Mindestinvestiti-
onsvolumen von 250 000 EUR erforderlich ist, bei mittleren 
und großen Unternehmen von 500 000 EUR.

6.3 Der Beihilfehöchstbetrag/Subventionswert der für das In-
vestitionsvorhaben aus öffentlichen Fördermitteln gewähr-
ten Förderungen darf die beihilferechtlich festgelegten 
Förderhöchstsätze nicht überschreiten.

2 Nach Artikel 14 Nr. 16 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.

2
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6.4 Der Beitrag des Zuwendungsempfängers aus Eigen- oder 
Fremdmitteln zur Finanzierung des Investitionsvorhabens 
muss mindestens 25 v. H. der beihilfefähigen Kosten be-
tragen. Dieser Mindestbeitrag darf keine öffentliche Förde-
rung enthalten.

6.5 Im Einzelnen sind Förderungen im Rahmen dieser Verwal-
tungsvorschrift grundsätzlich bis zu folgendem Subventi-
onswert möglich:
– Kleine Unternehmen:  20 v. H.
– Mittlere Unternehmen:  10 v. H.
– Große Unternehmen:  10 v. H. unter Beach- 

    tung der Nummer 6.6.
6.6 Die Förderung für große Unternehmen erfolgt als De-

minimis-Beihilfe. Sie darf daher maximal 200 000 EUR 
innerhalb von drei Steuerjahren pro Unternehmen betra-
gen. Für Unternehmen, welche im gewerblichen Stra-
ßengüterverkehr tätig sind, darf die Förderung maxi- 
mal 100 000 EUR pro Unternehmen innerhalb von drei 
Steuerjahren betragen. Der zugrunde zu legende Zeitraum 
von drei Steuerjahren bestimmt sich nach den Steuerjah-
ren, die für das geförderte Unternehmen in der Bundes-
republik Deutschland maßgebend sind. Sofern bereits 
andere Förderungen gewährt wurden oder beantragt 
werden, ist die Kumulierungsregelung des Artikels 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 sowohl seitens der Bewilli-
gungsstelle als auch seitens des Zuwendungsempfängers 
zu beachten. Insbesondere verpflichtet sich der Zuwen-
dungsempfänger vor Bewilligung sämtliche Informationen 
hinsichtlich der Überprüfung und Einhaltung der Kumu-
lierungsregelung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 
1407/2013 der Bewilligungsstelle schriftlich mitzuteilen.

6.7 Für den Teil des förderfähigen Investitionsvolumens, der 
den Betrag von 10 Mio. EUR übersteigt, wird abweichend 
von den Regelungen in Nummer 6.5 ein Zuschuss von 
höchstens 5 v. H. gewährt. Die maximale Fördersumme 
beträgt 5 Mio. EUR. In begründeten Einzelfällen kann das 
für die allgemeine Wirtschaftsförderung zuständige Minis-
terium Ausnahmen von dieser Regelung zulassen, wenn 
ein besonderes Landesinteresse (insbesondere aufgrund 
der regional strukturprägenden Bedeutung für die Region 
oder des hohen Beitrags zur Erreichung wirtschafts-, inno-
vations- oder klimapolitischer Ziele des Landes) vorliegt.

7 Ausschluss von der Förderung
7.1 Von der Förderung sind folgende Branchen insbesondere 

ausgeschlossen:
– Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Fischerei, soweit 

nicht Verarbeitung oder Vermarktung,
– Eisen- und Stahlindustrie gemäß Artikel 2 Nr. 43 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 651/2014,
– Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und ver-

gleichbare Zweige der Urproduktion,
– Erzeugung und Verteilung von Energie, Energieinfra-

strukturen und Wasserversorgung,
– Baugewerbe, mit Ausnahme der Herstellung von Bau-

sätzen für Fertigbauteile aus Beton im Hochbau sowie 
Herstellung von Bausätzen für Fertigbauteile aus Holz, 

– Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,
– Transport- und Lagergewerbe,
– Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien, Altenpflegeheime 

oder ähnliche Einrichtungen sowie Dienstleister, die ent-
sprechende Leistungen ambulant erbringen,

– Kunstfaserindustrie,
– Beihilfen an ein Unternehmen in Schwierigkeiten4, mit 

Ausnahme von Beihilfen zur Bewältigung der Folgen 
von Naturkatastrophen,

– Flughäfen,
– Campingplätze,
– Schiffbau, Schiffsumbau und Schiffsreparatur,
– Betriebe, deren überwiegende Tätigkeit im Deponieren 

oder Verbrennen von Abfällen besteht,
4 Im Sinne der Begriffsbestimmungen von Artikel 2 Nr. 18 der Verordnung (EU) Nr. 

651/2014.

– Kellereibetriebe,
– Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter Abschnitt K 

„Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleis-
tungen“ oder unter Abschnitt M Nr. 69 „Rechts- und 
Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung“ oder unter die 
Klasse 70.22 „Unternehmensberatung“ (außer techni-
sche Unternehmensberatung) der Statistischen Syste-
matik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 fällt, die in 
der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 
zur Aufstellung der statistischen Systematik der Wirt-
schaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger 
Verordnungen der EG über bestimmte Bereiche der Sta-
tistik (ABl. EU Nr. L 393 S. 1) in der jeweils geltenden 
Fassung festgelegt ist. 

7.2 Antragstellern, die einer Rückforderungsanordnung auf-
grund eines früheren Beschlusses der Europäischen Kom-
mission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihil-
fe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht 
nachgekommen sind, dürfen keine Einzelbeihilfen gewährt 
werden.

8 Widerruf und Rückforderung
8.1 Der Zuwendungsbescheid kann insbesondere widerru-

fen und die bereits gewährten Fördermittel vom Zuwen-
dungsempfänger zurückgefordert werden, wenn dem 
Zuwendungsbescheid zugrundeliegende Fördervoraus-
setzungen der vorliegenden Verwaltungsvorschrift nach 
Abschluss des Investitionsvorhabens nicht erfüllt sind.

8.1.1 Ein Absehen vom Widerruf und der Rückforderung kommt 
regelmäßig in Betracht, wenn der Zuwendungsempfänger 
glaubhaft macht, dass die Nichterreichung der Förder-
voraussetzungen nach Nummer 5.8 (Durchführungszeit-
raum) auf bestimmten Umständen beruht, die er nicht zu 
vertreten hat, und die er im Zeitpunkt der Antragstellung 
auch bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns nicht vorhersehen konnte. 

8.1.2 Eine Verlängerung des Durchführungszeitraums der Inves-
tition hat der Zuwendungsempfänger insbesondere nicht 
zu vertreten, wenn
– Liefer- oder Leistungsverzögerungen ausschließlich 

durch Dritte verursacht wurden,
– staatliche Genehmigungsverfahren sich trotz gewissen-

hafter Mitwirkung des Investors unvorhersehbar verzö-
gert haben,

– extrem schlechte Baugründe, extreme Witterungsein-
flüsse, Widersprüche Dritter oder behördliche Auflagen 
die Durchführung verzögert haben.

8.2 Von einem Widerruf des Bewilligungsbescheides und ei-
ner Rückforderung der bereits gewährten Fördermittel 
kann auch vorläufig abgesehen werden, wenn der Durch-
führungszeitraum nach Nummer 5.8 nicht eingehalten 
werden kann, weil technische oder sonstige Gründe, die 
außerhalb des Einflussbereiches des Investors liegen, ei-
nen längeren Investitionszeitraum unumgänglich machen 
und dies der ISB unverzüglich angezeigt wurde. Nicht 
ausreichend ist es in der Regel, dass sich die wirtschaft-
lichen Gegebenheiten verändern oder nicht wie geplant 
entwickeln, z. B. geringere Absatzmöglichkeiten aufgrund 
nachlassender Nachfrage oder höhere Finanzierungskos-
ten wegen steigender Zinsen.

8.3 Ein Absehen von Widerruf oder Rückforderung nach 
den Nummern 8.1 und 8.2 kommt im Falle der Insolvenz 
des Zuwendungsempfängers ohne Fortführung des Ge-
schäftsbetriebs („Zerschlagung“) oder im Falle der Stillle-
gung der Betriebsstätte grundsätzlich nicht in Betracht.

8.4 Die Förderung ist außerdem zurückzufordern, wenn die 
Voraussetzungen des Artikels 65 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 vorliegen. Von der Verkürzung des Zeit-
raums auf drei Jahre für kleine und mittlere Unternehmen 
wird Gebrauch gemacht.

3

3
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9 Verfahren
9.1 Anträge auf Gewährung von Zuwendungen sind bei der 

Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) unter 
Verwendung der dort erhältlichen elektronischen Antrags-
vorlage zu stellen.

9.2 Zuständige Behörde ist
9.2.1 für den Erlass des Bewilligungsbescheides

– bei einem Zuschussbetrag ab 250 000 EUR das für die 
allgemeine Wirtschaftsförderung zuständige Ministeri-
um,

– bei einem Zuschussbetrag von weniger als 250 000 
EUR die ISB,

9.2.2 für die gesamte weitere Abwicklung, einschließlich Abän-
derung und Aufhebung von Zuwendungsbescheiden, die 
ISB. Dies umfasst auch die Rückforderung der zu erstat-
tenden Leistung, auch im Falle des Eintritts einer auflö-
senden Bedingung, einschließlich der Festsetzung und 
der Geltendmachung der zu erstattenden Zinsen.

9.3 Zu den Anträgen auf Gewährung von Zuwendungen ist die 
Stellungnahme der zuständigen Kammer (insbesondere 
Industrie- und Handelskammer oder Handwerkskammer) 
einzuholen.

9.4 Sofern die zuständige Behörde dies bestimmt, sind Anga-
ben des Antragstellers durch eine Wirtschaftsprüferin oder 
einen Wirtschaftsprüfer, eine Steuerberaterin oder einen 
Steuerberater oder eine Steuerbevollmächtigte oder einen 
Steuerbevollmächtigten zu bestätigen.

9.5 Die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung im Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“ Rheinland-Pfalz, Förderperiode 2021-
2027 (ANBest IBW-EFRE)“ sind abweichend von Teil I  
Nr. 5.1 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO in der jeweils 
geltenden Fassung zum Bestandteil des Bewilligungsbe-
scheides zu machen.

9.6 Einzelförderungen nach dieser Verwaltungsvorschrift, die 
über 100 000 EUR betragen, werden gemäß Artikel 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 veröffentlicht und können 
im Einzelfall durch die Europäische Kommission gemäß 
Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 geprüft wer-
den.

10 Inkrafttreten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Oktober 2023 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift Landes-
förderprogramm „Steigerung der Energie- und Ressour-
ceneffizienz in gewerblichen Unternehmen“ (ERGU) vom  
3. Februar 2016 (MinBl. S. 94; 2021 S. 188), geändert 
durch Verwaltungsvorschrift vom 11. Januar 2021 (MinBl. 
S. 26), außer Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt bewilligte För-
derfälle werden nach der bisher gültigen Verwaltungsvor-
schrift vom 3. Februar 2016 zu Ende geführt.

MinBl. 2023, S. 194

7011                  Landesförderprogramm
 im Rahmen des EFRE 2021-2027

„Implementierung betrieblicher Innovationen“  
(IBI-EFRE)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau 

 
vom 29. August 2023 (8302)

1 Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck
1.1 Das Land Rheinland-Pfalz gewährt im Wege der Projekt-

förderung Zuwendungen an kleine und mittlere Unter-

nehmen der gewerblichen Wirtschaft nach Maßgabe 
– dieser Verwaltungsvorschrift, 
– der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 

vom 20. Dezember 1971 (GVBl. 1972 S. 2, BS 63-1), 
– der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der Landes-

haushaltsordnung (VV-LHO) vom 20. Dezember 2002 
(MinBl. 2003 S. 22, 324; 2022 S. 266) und

– der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission 
vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. EU Nr. L 187 S. 1) 

in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
1.2 Sofern Mittel aus dem Europäischen Fonds für regiona-

le Entwicklung (EFRE) bewilligt werden, sind zudem die 
folgenden Regelungen in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung zu beachten:
– die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit 
gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds 
für einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit 
Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds 
für die innere Sicherheit und das Instrument für finan-
zielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpo-
litik (ABl. EU Nr. L 231 S. 159), 

– die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
und den Kohäsionsfonds (ABl. EU Nr. L 231 S. 60), 

– das Programm des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen in Beschäf-
tigung und Wachstum“ Rheinland-Pfalz, Förderperio-
de 2021-2027, 

– die Verwaltungsvorschrift für Zuwendungsverfahren 
im Rahmen der Umsetzung des Programms des Eu-
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
im Ziel „Investitionen in Beschäftigung und Wachs-
tum“ Rheinland-Pfalz, Förderperiode 2021-2027 (VV 
IBW-EFRE) vom 21. Dezember 2022 (MinBl. 2023  
S. 8) sowie 

– die delegierten und Durchführungsrechtsakte der 
Europäischen Kommission, die auf die vorgenannten 
EU-Verordnungen Bezug nehmen.

1.3 Die finanzielle Förderung dieser Vorhaben soll in Kohä-
renz zu der durch den rheinland-pfälzischen Ministerrat 
beschlossenen Innovationsstrategie Rheinland-Pfalz 
die insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen 
überdurchschnittlich hohe finanzielle Herausforderung 
mindern und einen Beitrag für die Einbeziehung dieser 
Unternehmen in den gesamtwirtschaftlich notwendigen 
Innovationsprozess leisten, um so deren Wettbewerbs-
fähigkeit zu stärken. 

1.4 Es werden nur Investitionen in Rheinland-Pfalz berück-
sichtigt, die volkswirtschaftlich förderungswürdig sind 
und einen wirtschaftlichen Erfolg für das Unternehmen 
erwarten lassen. Investitionen sind volkswirtschaftlich 
förderungswürdig, wenn sie im Einklang mit den Grund-
sätzen der allgemeinen Wirtschaftspolitik und der Regi-
onalpolitik des Landes stehen.
Mit den Zuwendungen sollen Unternehmen zu Investi-
tionen zur Implementierung von Innovationen in rhein-
land-pfälzischen Betriebsstätten angeregt werden, wel-
che der Schaffung oder Erhaltung ihrer Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit dienen. Mit Hilfe der Zuwendun-
gen sollen Investitionsanreize zur Umsetzung von für 
die Unternehmen wesentlichen Produktinnovationen, 
innovativen Geschäftsmodellen bzw. Innovationen im 
Produktionsprozess gesetzt werden.
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Die Förderung setzt – soweit eigenerstellte Innovati-
onen umgesetzt werden sollen – nach der Phase der 
Forschung und Entwicklung beziehungsweise der Her-
stellung der Marktreife von Innovationen an, für die 
grundsätzlich die Unterstützung im Rahmen der einzel-
betrieblichen Innovationsförderung des für die allgemei-
ne Wirtschaftsförderung zuständigen Ministeriums bzw. 
der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) 
offensteht. 
Die Förderung ist technologieoffen, legt aber einen be-
sonderen Fokus auf die technologische Transformation 
bzw. die Digitalisierung von Produktionsverfahren und 
Geschäftsmodellen.

1.5 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht; vielmehr entscheidet auf Antrag 
die Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermes-
sen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Begriffsbestimmungen
2.1 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

Der bei der Förderung zugrunde zu legende Begriff klei-
ner und mittlerer Unternehmen (KMU) folgt der Definiti-
on gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014. 
Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenständige 
Unternehmen, Partnerunternehmen und verbundene 
Unternehmen gelten die im Anhang I der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 enthaltenen Berechnungsmethoden.
Diese Beurteilungskriterien dürfen nicht durch solche 
Unternehmen umgangen werden, die die Voraussetzun-
gen für die Eigenschaft als kleine oder mittlere Unter-
nehmen zwar formal erfüllen, jedoch tatsächlich durch 
ein oder mehrere Großunternehmen kontrolliert werden. 
Es sind sämtliche rechtliche Gebilde auszuschließen, 
die eine wirtschaftliche Gruppe bilden, deren wirtschaft-
liche Bedeutung über die eines kleinen oder mittleren 
Unternehmens hinausgeht. 

2.2 Betriebsstätte
Für den Begriff der Betriebsstätte gilt § 12 der Abga-
benordnung; der Begriff „gewerblich“ richtet sich nach 
den Bestimmungen des Gewerbesteuergesetzes5. Nicht 
als Gewerbebetrieb im Sinne der vorliegenden Vorschrift 
gelten gemeinnützige Unternehmen oder öffentliche Un-
ternehmen. Gleiches gilt für Unternehmen, bei denen 
eine direkte oder indirekte Mehrheitsbeteiligung von ge-
meinnützigen oder öffentlichen Unternehmen oder der 
öffentlichen Hand besteht. Im Rahmen der Prüfung kann 
die zuständige Behörde insbesondere mehrere kleine, 
nicht selbstständig tätige Betriebsstätten eines Gewer-
bebetriebes des Antragstellers in derselben Gemeinde 
als eine einheitliche Betriebsstätte behandeln. 

2.3 Eigenbetriebliche Nutzung
Eine Investition wird eigenbetrieblich genutzt, wenn die 
Nutzung ausschließlich mit eigenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern erfolgt. Eine Vermietung oder Verpach-
tung oder sonstige Nutzungsüberlassung oder Übertra-
gung schließt die eigenbetriebliche Nutzung aus.

2.4 Beginn des Investitionsvorhabens (Maßnahmebeginn)
Beginn der Arbeiten für das Investitionsvorhaben ist ent-
weder
a) der verbindliche (schriftliche oder mündliche) Ab-

schluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lie-
ferungs- und Leistungsvertrages (als solcher kann 
regelmäßig die Beauftragung oder Bestellung ange-
sehen werden);

b) der Beginn der Bauarbeiten für die Investition (Glei-
ches gilt für die Aufnahme von Eigenleistungen); 

c) die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestel-
5 § 2 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung vom 15. Oktober 2022 (BGBl.I  

S. 4167) in der jeweils geltenden Fassung.

lung von Ausrüstung oder
d) eine andere Verpflichtung, die die Investition unum-

kehrbar macht.
Als Investitionsbeginn gilt in der Regel auch ein auf die 
Finanzierung des Vorhabens abgeschlossener Darle-
hens- oder Finanzierungsvertrag.
Der früheste der vorgenannten Zeitpunkte ist maßge-
bend. Der Kauf von Grundstücken und Vorarbeiten wie 
die Einholung von Genehmigungen und die Erstellung 
vorläufiger Durchführbarkeitsstudien gelten nicht als Be-
ginn der Arbeiten für das Investitionsvorhaben. Bei Bau-
maßnahmen gelten Planung und Bodenuntersuchung 
sowie gleich gelagerte vorbereitende Maßnahmen nicht 
als Beginn des Vorhabens. 

2.5 Ende des Investitionsvorhabens (Maßnahmeabschluss)
Ein Investitionsvorhaben ist beendet, wenn es fertig-
gestellt ist, d. h. mit der Anschaffung des letzten dem 
Vorhaben zuzurechnenden Wirtschaftsgutes oder so-
bald es seiner Zweckbestimmung entsprechend genutzt 
werden kann (wesentliche Betriebsbereitschaft).

2.6 Beurteilungszeitpunkt
Maßgeblich für die Beurteilung der Förderfähigkeit ei-
nes Vorhabens sowie für die Ermittlung der Beihilfen-
intensität und des Beihilfebetrags ist der Zeitpunkt der 
Gewährung der Förderung. Als Tag der Gewährung gilt 
gemäß Artikel 2 Nr. 28 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
der Tag, an dem der Beihilfeempfänger einen Rechtsan-
spruch auf die Beihilfe erwirbt.

3 Gegenstand der Förderung
Zuwendungen können für Investitionsvorhaben zur 
Schaffung bzw. Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
von KMU durch die Umsetzung von Innovationen in Be-
triebsstätten kleiner und mittlerer Unternehmen gewährt 
werden. Gefördert werden kann lediglich die Umsetzung 
von Innovationen im eigenen Geschäftsbetrieb der Un-
ternehmen.

3.1 Investitionen zur Umsetzung von Innovationen im Sinne 
dieser Verwaltungsvorschrift sind:

3.1.1 Investitionen zur Nutzung wesentlicher technologischer 
Veränderungen in der Produktion und der damit in Ver-
bindung stehenden betrieblichen Organisation
Als wesentliche technologische Veränderung der Pro-
duktion gilt die Anwendung einer neuen oder wesentlich 
verbesserten Methode für die Produktion (Prozessin-
novationen) oder die Erbringung von Leistungen, ein-
schließlich der grundlegenden Verbesserung der be-
trieblichen Abläufe oder Geschäftsprozesse. Dies kann 
beispielsweise durch eine signifikante Erhöhung der Effi-
zienz der Produktion oder Logistik geschehen. Wesentli-
che technologische Veränderungen sind Neuerungen an 
der gesamten Wertschöpfungsarchitektur. Dies schließt 
beispielsweise auch die Art der Kundenbeziehung oder 
die Einführung neuer Dienstleistungsmodelle sowie das 
zusätzliche Anbieten von Dienstleistungen ein.
Prozessinnovationen und die damit in Verbindung ste-
henden Verbesserungen der betrieblichen Organisation 
müssen vom betreffenden Unternehmen nicht als erstes 
eingeführt werden. Verfahren gelten als Innovationen, 
wenn sie im Betrieb zu einer neuen, wesentlich verbes-
serten Fortschreibung der Produktionsabläufe führen.

3.1.2 Investitionen zur Nutzung von Digitalisierungspotenti-
alen in der Produktion und bei der Ausgestaltung von 
Geschäftsmodellen
Digitalisierung im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift ist 
die Durchführung von Vorhaben zum erstmaligen oder 
wesentlich verbesserten Einsatz digitaler Technologien 
im Produktionsprozess oder in auf den Geschäftspro-
zess bezogene Dienstleistungen eines Unternehmens 
im Kontakt mit Kunden und Zulieferern. 

1

1
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Die Nutzung von Digitalisierungspotentialen umfasst ne-
ben der Neudefinierung der Schnittstelle zum Kunden 
auch die Neustrukturierung des Betriebsablaufs von der 
Beschaffung über die Produktion bis hin zu Dienstleis-
tungsangeboten. Digitalisierung der Produktion bedeu-
tet die Optimierung, Synchronisierung und Vernetzung 
von Informations- und Wertschöpfungsprozessen, so-
wie die strategische Ausrichtung über operative Struk-
turen und Prozesse bis hin zur IT-Ebene. 

3.1.3 Investitionen zur Umsetzung wesentlicher Innovationen 
in neue bzw. wesentlich verbesserte Produkte und da-
mit verbundene Dienstleistungen
Produktinnovation ist die Einführung eines neuen oder 
wesentlich verbesserten Produktes (Ware oder Dienst-
leistung) auf dem Markt. 
Die Innovation kann sich aus der Herstellung und Ein-
führung eines neuen Produktes ergeben, aber auch aus 
der wesentlichen Verbesserung eines bestehenden Pro-
duktes, wenn sich dadurch die Produktleistung oder die 
Produktzuverlässigkeit erhöht. 
Eine Produktinnovation stellt für das Unternehmen stets 
ein Investitionsvorhaben dar, welches sich durch hohen 
Kapitaleinsatz und langfristige Kapitalbindung auszeich-
net.
Produktinnovationen müssen nicht zwingend eine 
grundsätzliche Marktneuheit darstellen. Vorhaben, die 
nicht mindestens dem Stand der Technik entsprechen, 
sind jedoch von der Förderung ausgeschlossen.

3.2 Grundsätzlich stellen wiederkehrende und routinemä-
ßige Änderungen keine Innovation im Sinne der Num- 
mer 3.1 dar. Als wiederkehrend und routinemäßig gelten 
insbesondere 
– geringfügige Änderungen oder Verbesserungen 
– der Ausbau der Produktions- oder Dienstleistungska-

pazitäten durch zusätzliche Herstellungs- oder Logis-
tiksysteme, die den bereits verwendeten sehr ähnlich 
sind 

– einfache Ersatz- oder Erweiterungsinvestitionen 
– Änderungen, die sich allein aus Veränderungen bei 

den Faktorpreisen ergeben 
– neue Kundenausrichtung 
– Lokalisierung 
– regelmäßige saisonale oder sonstige zyklische Verän-

derungen. 
Dies gilt auch für Vorhaben im Bereich der Entwicklung, 
Änderung und Anpassung von Software.

3.3 Der in den Nummern 3.1 und 3.2 beschriebene, zu er-
bringende Mindest-Innovationsgrad ist durch einen 
Sachverständigen zu beurteilen und zu bestätigen. 
Eine Aufzählung geeigneter Sachverständiger und Gut-
achter wird bei der Programmübersicht auf der Home-
page der ISB veröffentlicht. 

3.4 Die Bestätigung des Sachverständigen soll dem För-
derantrag beigefügt werden und muss der Bewilli-
gungsbehörde vor Erteilung der Bewilligung vorliegen. 
Nach Maßnahmeabschluss ist die ordnungsgemäße 
Umsetzung der Maßnahme im Sinne der Nummern 3.1  
und 3.2 durch einen Sachverständigen nach Num- 
mer 3.3 zu bestätigen. 

4 Zuwendungsempfänger
4.1 Zuwendungsempfänger sind kleine und mittlere ge-

werbliche Unternehmen, einschließlich Beherbergungs-
betriebe, die die Voraussetzungen der vorliegenden Ver-
waltungsvorschrift erfüllen.

4.2 Ein Investitionsvorhaben kann gefördert werden, wenn 
es geeignet ist, durch Schaffung von zusätzlichen Ein-
kommensquellen das Gesamteinkommen in dem jewei-
ligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht 
unwesentlich zu erhöhen (Primäreffekt).

4.2.1 Diese Voraussetzungen können dann als erfüllt angese-
hen werden, wenn in der zu fördernden Betriebsstätte 
überwiegend (d. h. zu mehr als 50 v. H. des Umsatzes) 
Güter hergestellt oder Leistungen erbracht werden, die 
ihrer Art nach regelmäßig überregional abgesetzt wer-
den (sog. „Artbegriff“). Auf die Liste im Anhang der vor-
liegenden Verwaltungsvorschrift wird verwiesen.

4.2.2 Eine Förderung ist auch dann möglich, wenn im Einzel-
fall die in der Betriebsstätte hergestellten Güter oder 
erbrachten Dienstleistungen tatsächlich überwiegend 
überregional abgesetzt werden und dadurch das Ge-
samteinkommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum un-
mittelbar und auf Dauer nicht unwesentlich erhöht wird 
(sog. „Einzelfallnachweis“). Als überregional ist in der 
Regel ein Absatz außerhalb eines Radius von 50 km von 
der Gemeinde, in der die Betriebsstätte liegt, anzuse-
hen. 

4.2.3 Eine Förderung kann auch gewährt werden, wenn auf-
grund einer begründeten Prognose des Antragstellers 
zu erwarten ist, dass nach Durchführung des geför-
derten Investitionsvorhabens die in der Betriebsstätte 
hergestellten Güter oder erbrachten Dienstleistungen 
überwiegend überregional abgesetzt werden. Die Vo-
raussetzungen des Primäreffektes gelten auch für die 
Ausbildungsstätten der förderfähigen Betriebsstätten  
(z. B. Ausbildungswerkstätten, Ausbildungslabors, Aus-
bildungsbüros) als erfüllt.

4.2.4 Der überwiegend überregionale Absatz ist innerhalb ei-
ner Frist von maximal drei Jahren nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens für einen zusammenhängenden 
Zeitraum von zwölf Monaten nachzuweisen.

4.3 Antragsberechtigt ist, wer die betriebliche Investition 
vornimmt und eigenbetrieblich nutzt.

5 Fördervoraussetzungen
5.1 Die Zuwendungen können nur für Investitionen gewährt 

werden, die die Voraussetzungen der vorliegenden Ver-
waltungsvorschrift erfüllen und in Rheinland-Pfalz um-
gesetzt werden.

5.2 Zuwendungen werden nur für Vorhaben gewährt, mit de-
ren Durchführung nicht vor Antragstellung (Eingang der 
ausgefüllten, elektronischen Antragsvorlage bei der ISB)  
und Erteilung der schriftlichen Bestätigung durch die 
ISB, dass die Fördervoraussetzungen vorbehaltlich ei-
ner detaillierten Prüfung dem Grunde nach erfüllt wer-
den (Zulassung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns), 
begonnen worden ist. Hieraus kann kein Anspruch auf 
eine spätere Zuwendung abgeleitet werden. In der Zu-
lassung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns ist der An-
tragsteller auf die im späteren Zuwendungsbescheid zu 
erwartenden Nebenbestimmungen sowie darauf, dass 
diese bei der gesamten Durchführung des Vorhabens zu 
beachten sind, hinzuweisen.

5.3 Der Antragsteller muss seinen steuerlichen Verpflichtun-
gen nachkommen. Die Antragsunterlagen sind um eine 
aktuelle „Bescheinigung in Steuersachen“ des zuständi-
gen Finanzamtes zu ergänzen. 

5.4 Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss gesichert 
sein. Dies ist durch eine Vollfinanzierungsbestätigung 
eines Kreditinstitutes nachzuweisen.

5.5 Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein 
Investitionsvorhaben gewährt, das innerhalb von 36 Mo-
naten durchgeführt (beendet) wird (Durchführungszeit-
raum).

5.6 Mehrkosten, die nach Bewilligung im Rahmen eines be-
reits geförderten einzelbetrieblichen Vorhabens entste-
hen, können nicht gefördert werden.

5.7 Als förderfähig werden nur Kosten berücksichtigt, die 
im Rahmen der förderfähigen Investitionen anfallen und 
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nach steuerrechtlichen Grundsätzen im Anlagevermö-
gen aktiviert werden. Gemietete, geleaste oder im Wege 
des Mietkaufs angeschaffte Wirtschaftsgüter sind nicht 
förderfähig.

5.8 Förderfähig sind unter den nachstehend genannten 
Voraussetzungen auch immaterielle Wirtschaftsgüter. 
Immaterielle Wirtschaftsgüter sind Patente, Betriebsli-
zenzen oder patentierte technische Kenntnisse sowie 
nicht patentierte technische Kenntnisse. Immaterielle 
Wirtschaftsgüter sind nur förderfähig, wenn
– diese aktiviert werden und abschreibungsfähig sind,
– der Investor diese von einem Dritten (nicht von ver-

bundenen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder 
personell verflochtenen Unternehmen) zu Marktbe-
dingungen erworben hat und

– diese Wirtschaftsgüter ausschließlich innerhalb der 
rheinland-pfälzischen Betriebsstätte, die die Förde-
rung erhält, genutzt werden und mindestens drei Jah-
re im Betrieb des Ersterwerbers verbleiben. 

5.9 Nicht in die Förderung einbezogen werden insbesonde-
re die Kosten (einschließlich Nebenkosten) für 
– Grunderwerb,
– Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen; eine 

Ersatzbeschaffung liegt nicht vor, wenn das neu an-
geschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgut wegen 
seiner technischen Überlegenheit oder rationelleren 
Arbeitsweise für den Betrieb eine wesentlich andere 
Bedeutung hat als das ausgeschiedene Wirtschafts-
gut,

– die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten für Pkw, 
Kombifahrzeuge, Lkw, Omnibusse, Luftfahrzeuge, 
Schiffe und Schienenfahrzeuge sowie sonstige Fahr-
zeuge, die im Straßenverkehr zugelassen sind und 
primär dem Transport dienen,

– gebrauchte Wirtschaftsgüter,
– aktivierungsfähige Finanzierungskosten (Bauzeitzin-

sen),
– Wohnräume für Betriebsangehörige und Gäste sowie 

Privatwohnungen,
– Umsatzsteuer, soweit ein Vorsteuerabzug geltend ge-

macht werden kann,
– geringwertige Wirtschaftsgüter,
– Beratung, wenn diese nicht im Sachanlagevermögen 

aktiviert wird, z. B. für Rechtsberatung und allgemei-
ne Unternehmensberatung, gleiches gilt für die Kos-
ten für den Sachverständigen nach Nummer 3.3,

– Eigenleistungen.
5.10 Die durch Investitionshilfen geförderten Wirtschaftsgü-

ter müssen mindestens drei Jahre nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens räumlich ausschließlich in der 
geförderten Betriebsstätte verbleiben, es sei denn, sie 
werden durch gleich- oder höherwertige Wirtschaftsgü-
ter ersetzt. Das ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht er-
neut förderfähig.

5.11 Bei allen Vorhaben müssen die jeweiligen genehmi-
gungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein. Das 
Investitionsvorhaben muss nach Maßgabe der baupla-
nungsrechtlichen Zulässigkeitsvorschriften (§§ 29 ff. 
BauGB) zulässig sein. Sofern eine Baugenehmigung 
erforderlich ist, ist diese vorzulegen.

5.12 Antragsteller, die nicht bestätigen, dass sie in den bei-
den Jahren vor der Beantragung der Förderung auf 
Grundlage dieser Verwaltungsvorschrift keine Verlage-
rung aus dem Gebiet einer anderen Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
hin zu der Betriebsstätte vorgenommen haben, in der 
die Erstinvestition, für die die Förderung beantragt wird, 
getätigt werden soll, und sich außerdem nicht verpflich-
ten, dies auch in den beiden Jahren nach Abschluss der 
Erstinvestition, für die die Förderung beantragt wird, 

nicht zu tun, sind von der Förderung ausgeschlossen.6 
6 Ergänzende Bestimmungen für Beherbergungsbe-

triebe
6.1 Betriebsstätten des Beherbergungsgewerbes sind 

förderfähig, wenn sie nicht nur geringfügig der Beher-
bergung dienen. Diese Voraussetzung gilt als erfüllt, 
wenn spätestens im dritten Jahr nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens im Jahresdurchschnitt mindes- 
tens 30 v. H. des Umsatzes der Betriebsstätte mit reinen 
Übernachtungen (ohne Verzehr und sonstige Dienst-
leistungen) erzielt wird. Dies ist innerhalb einer Frist von 
maximal drei Jahren nach Abschluss des Investitions-
vorhabens für einen zusammenhängenden Zeitraum 
von zwölf Monaten nachzuweisen. 

6.2 Bei Investitionen von Beherbergungsbetrieben müssen 
in jedem Fall nach Abschluss des Investitionsvorhabens 
mindestens 25 Betten in Zimmern mit zeitgemäßer Aus-
stattung im Beherbergungsbetrieb zur Verfügung ste-
hen.

7 Art, Umfang und Höhe der Förderung
7.1 Die Förderung erfolgt als Anteilfinanzierung im Rahmen 

einer Projektförderung durch nicht rückzahlbare Zu-
schüsse. Sie ist stets eine zusätzliche Hilfe und daher 
nicht dazu vorgesehen, andere öffentliche Finanzie-
rungsmöglichkeiten zu ersetzen. 

7.2 Es werden nur Förderungen bewilligt, deren geplanter 
Investitionsumfang eine Zuschusshöhe von 50 000 EUR  
oder mehr zulässt. Dies bedeutet, dass bei kleinen Un-
ternehmen in der Regel ein förderfähiges Mindestinves-
titionsvolumen von 250 000 EUR erforderlich ist, bei 
mittleren Unternehmen von 500 000 EUR. 

7.3 Der Beihilfehöchstbetrag/Subventionswert der für das 
Investitionsvorhaben aus öffentlichen Fördermitteln ge-
währten Förderungen darf die beihilferechtlich festge-
legten Förderhöchstsätze nicht überschreiten. 

7.4 Der Beitrag des Zuwendungsempfängers aus Eigen- 
oder Fremdmitteln zur Finanzierung des Investitions-
vorhabens muss mindestens 25 v. H. der beihilfefähigen 
Kosten betragen. Dieser Mindestbeitrag darf keine öf-
fentliche Förderung enthalten.

7.5 Im Einzelnen sind Förderungen im Rahmen dieser Ver-
waltungsvorschrift grundsätzlich bis zu folgendem Sub-
ventionswert möglich:
– Kleine Unternehmen:  20 v. H.
– Mittlere Unternehmen:  10 v. H.

7.6 Für den Teil des förderfähigen Investitionsvolumens, 
der den Betrag von 10 Mio. EUR übersteigt, wird ab-
weichend von den Regelungen in Nummer 7.5 ein 
Zuschuss von maximal 5 v. H. gewährt. Die maximale 
Fördersumme beträgt 5 Mio. EUR. In begründeten Ein-
zelfällen kann das für die allgemeine Wirtschaftsförde-
rung zuständige Ministerium Ausnahmen von dieser Re-
gelung zulassen, wenn ein besonderes Landesinteresse 
(insbesondere aufgrund der regional strukturprägenden 
Bedeutung für die Region oder des hohen Beitrags zur 
Erreichung wirtschafts-, innovations- oder klimapoliti-
scher Ziele des Landes) vorliegt.

8 Ausschluss von der Förderung
8.1 Von der Förderung sind insbesondere folgende Bran-

chen ausgeschlossen:
– Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Fischerei, so-

weit nicht Verarbeitung oder Vermarktung, 
– Eisen- und Stahlindustrie gemäß Artikel 2 Nr. 43 der 

Verordnung (EU) Nr. 651/2014,
– Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und 

vergleichbare Zweige der Urproduktion,
– Erzeugung und Verteilung von Energie, Energieinfra-

6 Nach Artikel 14 Nr. 16 der Verordnung (EU) Nr. 651|2014.2

2
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strukturen und Wasserversorgung, 
– Baugewerbe, mit Ausnahme der in der Liste (Anhang 

zu Nummer 4.2.1 der vorliegenden Verwaltungsvor-
schrift) aufgeführten Bereiche,

– Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,
– Transport- und Lagergewerbe,
– Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien, Altenpflegehei-

me oder ähnliche Einrichtungen sowie Dienstleister, 
die entsprechende Leistungen ambulant erbringen,

– Kunstfaserindustrie,
– Beihilfen an ein Unternehmen in Schwierigkeiten7, mit 

Ausnahme von Beihilfen zur Bewältigung der Folgen 
von Naturkatastrophen,

– Flughäfen,
– Campingplätze,
– Schiffbau, Schiffsumbau und Schiffsreparatur,
– Betriebe, deren überwiegende Tätigkeit im Deponie-

ren oder Verbrennen von Abfällen besteht,
– Gaststätten,
– Kellereibetriebe,
– Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter Abschnitt 

K „Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienst-
leistungen“ oder unter Abschnitt M Nr. 69 „Rechts- 
und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung“ oder unter 
die Klasse 70.22 „Unternehmensberatung“ (außer 
technische Unternehmensberatung) der Statistischen 
Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 fällt, 
die in der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 
2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der 
Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates 
sowie einiger Verordnungen der EG über bestimmte 
Bereiche der Statistik (ABl. EU Nr. L 393 S. 1) in der 
jeweils geltenden Fassung festgelegt ist. 

8.2 Die Förderung ist aufgrund beihilferechtlicher Regelun-
gen eingeschränkt für den Bereich „Verarbeitung und 
Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
Erzeugnissen der Fischerei und Aquakultur“.

8.3 Antragstellern, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Europäischen 
Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer 
Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt 
nicht nachgekommen sind, dürfen keine Einzelbeihilfen 
gewährt werden. 

9 Widerruf und Rückforderung
9.1 Der Zuwendungsbescheid kann insbesondere widerru-

fen und die bereits gewährten Fördermittel vom Zuwen-
dungsempfänger zurückgefordert werden, wenn dem 
Zuwendungsbescheid zugrundeliegende Fördervoraus-
setzungen der vorliegenden Verwaltungsvorschrift nach 
Abschluss des Investitionsvorhabens nicht erfüllt sind. 

9.1.1 Ein Absehen vom Widerruf und der Rückforderung 
kommt regelmäßig in Betracht, wenn der Zuwendungs-
empfänger glaubhaft macht, dass die Verlängerung 
des Durchführungszeitraums nach Nummer 5.5 auf be-
stimmten Umständen beruht, die er nicht zu vertreten 
hat, und die er im Zeitpunkt der Antragstellung auch bei 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufman-
nes nicht vorhersehen konnte. 

9.1.2 Eine Verlängerung des Durchführungszeitraums der In-
vestition hat der Zuwendungsempfänger insbesondere 
nicht zu vertreten, wenn
– Liefer- oder Leistungsverzögerungen ausschließlich 

durch Dritte verursacht wurden,
– staatliche Genehmigungsverfahren sich trotz gewis-

senhafter Mitwirkung des Investors unvorhersehbar 
verzögert haben,

– extrem schlechte Baugründe, extreme Witterungsein-
7 Im Sinne der Begriffsbestimmung von Artikel 2 Nr. 18 der Verordnung (EU)  

Nr. 651|2014.

flüsse, Widersprüche Dritter oder behördliche Aufla-
gen die Durchführung verzögert haben.

9.2 Von einem Widerruf des Bewilligungsbescheides und 
einer Rückforderung der bereits gewährten Fördermit-
tel kann auch vorläufig abgesehen werden, wenn der 
Zeitraum nach Nummer 5.5 nicht eingehalten werden 
kann, weil technische oder sonstige Gründe, die außer-
halb des Einflussbereiches des Investors liegen, einen 
längeren Investitionszeitraum unumgänglich machen 
und dies der ISB unverzüglich angezeigt wurde. Nicht 
ausreichend ist es in der Regel, dass sich die wirtschaft-
lichen Gegebenheiten verändern oder nicht wie geplant 
entwickeln, z. B. geringere Absatzmöglichkeiten auf-
grund nachlassender Nachfrage oder höhere Finanzie-
rungskosten wegen steigender Zinsen. 

9.3 Ein Absehen von Widerruf oder Rückforderung nach 
den Nummern 9.1 und 9.2 kommt im Falle der Insol-
venz des Zuwendungsempfängers ohne Fortführung 
des Geschäftsbetriebs („Zerschlagung“) oder im Falle 
der Stilllegung der Betriebsstätte grundsätzlich nicht in 
Betracht.

9.4 Die Förderung ist außerdem zurückzufordern, wenn die 
Voraussetzungen des Artikels 65 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 vorliegen. Von der Verkürzung des Zeit-
raums auf drei Jahre für kleine und mittlere Unterneh-
men wird Gebrauch gemacht.

10 Verfahren

10.1 Anträge auf Gewährung von Zuwendungen sind bei der 
ISB unter Verwendung der dort erhältlichen elektroni-
schen Antragsvorlage zu stellen. 

10.2 Zuständige Behörde ist 

10.2.1 für den Erlass des Bewilligungsbescheides 
– bei einem Zuschussbetrag ab 250 000 EUR das für 

die allgemeine Wirtschaftsförderung zuständige Mi-
nisterium,

– bei einem Zuschussbetrag von weniger als 250 000 
EUR die ISB,

10.2.2 für die gesamte weitere Abwicklung, einschließlich Ab-
änderung und Aufhebung von Zuwendungsbescheiden, 
die ISB. Dies umfasst auch die Rückforderung der zu 
erstattenden Leistung, auch im Falle des Eintritts einer 
auflösenden Bedingung, einschließlich der Festsetzung 
und der Geltendmachung der zu erstattenden Zinsen.

10.3 Zu den Anträgen auf Gewährung von Zuwendungen ist 
die Stellungnahme der zuständigen Kammer (insbeson-
dere Industrie- und Handelskammer oder Handwerks-
kammer) einzuholen.

10.4 Sofern die zuständige Behörde dies bestimmt, sind An-
gaben des Antragstellers durch eine Wirtschaftsprüferin 
oder einen Wirtschaftsprüfer, eine Steuerberaterin oder 
einen Steuerberater oder eine Steuerbevollmächtigte 
oder einen Steuerbevollmächtigten zu bestätigen.

10.5 Die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung im Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ Rheinland-Pfalz, För-
derperiode 2021-2027 (ANBest IBW-EFRE)“ sind abwei-
chend von Teil I Nr. 5.1 zu § 44 Abs. 1 LHO der VV-LHO 
in der jeweils geltenden Fassung zum Bestandteil des 
Bewilligungsbescheides zu machen.

10.6 Einzelförderungen nach dieser Verwaltungsvorschrift, 
die über 100 000 EUR betragen, werden gemäß Artikel 9  
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 veröffentlicht und 
können im Einzelfall durch die Europäische Kommissi-
on gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
geprüft werden. 

3

3
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11 Inkrafttreten
 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Oktober 2023 in 

Kraft. 

MinBl. 2023, S. 198
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Anhang

Liste zu Nummer 4.2.1 der Verwaltungsvorschrift Landesförderprogramm „Implementierung betrieblicher Innovationen“

Der Primäreffekt ist in der Regel gegeben, wenn in der Betriebsstätte überwiegend eine oder mehrere der in der folgenden Liste aufge-
führten Güter (Nr. 1 bis 35) hergestellt/bearbeitet oder Leistungen (Nr. 36 bis 51) erbracht werden:
1. Chemische Produkte (einschließlich von Produkten der Kohlenwerkstoffindustrie)
2. Pharmazeutische Erzeugnisse
3. Kunststoffe und Kunststofferzeugnisse
4. Gummi und Gummierzeugnisse
5. Grob- und Feinkeramik
6. Kalk, Gips, Zement und deren Erzeugnisse
7. Steine, Steinerzeugnisse und Bauelemente
8. Glas, Glaswaren und Erzeugnisse der Glasveredelung
9. Schilder und Lichtreklame
10. Eisen, Stahl und deren Erzeugnisse, soweit nicht nach Nummer 8.1 der Verwaltungsvorschrift ausgeschlossen
11. NE-Metalle
12. Eisen-, Stahl- und Temperguss, soweit nicht nach Nummer 8.1 der Verwaltungsvorschrift ausgeschlossen
13. NE-Metallguss und Galvanotechnik
14. Maschinen und technische Geräte
15. Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen
16. Fahrzeuge aller Art und Zubehör
17. Schiffe, Boote und technische Schiffsausrüstung
18. Erzeugnisse der Elektrotechnik, Elektronik, Rundfunk-Fernseh- und Nachrichtentechnik
19. Feinmechanische, orthopädiemechanische und optische Erzeugnisse, Chirurgiegeräte 
20. Uhren
21. Eisen-, Blech- und Metallwaren
22. Möbel, Musikinstrumente, Sportgeräte, Spiel- und Schmuckwaren
23. Holzerzeugnisse 
24. Formen, Modelle und Werkzeuge
25. Zellstoff, Holzschliff, Papier und Pappe und die entsprechenden Erzeugnisse
26. Druckerzeugnisse
27. Leder und Ledererzeugnisse
28. Schuhe
29. Textilien
30. Bekleidung 
31. Polstereierzeugnisse 
32. Nahrungs- und Genussmittel, soweit sie für den überregionalen Versand bestimmt oder geeignet sind 
33. Futtermittel
34. Recycling
35. Herstellung von Bausätzen für Fertigbauteile aus Beton im Hochbau sowie Herstellung von Bausätzen für Fertigbauteile aus Holz
36. Versandhandel
37. Import-/Exportgroßhandel
38. Datenbe- und -verarbeitung (einschließlich Datenbanken und Herstellung von DV-Programmen)
39. Hauptverwaltungen von Industriebetrieben und von überregional tätigen Dienstleistungsunternehmen
40. Veranstaltung von Kongressen
41. Verlage 
42. Forschungs- und Entwicklungsleistungen für die Wirtschaft
43. Technische Unternehmensberatung
44. Markt- und Meinungsforschung
45. Laborleistungen für die gewerbliche Wirtschaft
46. Werbeleistungen für die gewerbliche Wirtschaft 
47. Ausstellungs- und Messen-Einrichtungen als Unternehmen 
48. Logistische Dienstleistungen
49. Tourismusbetriebsstätten, die mindestens 30 v. H. des Umsatzes mit eigenen Beherbergungsgästen erreichen, soweit nicht nach 

Nummer 8.1 der Verwaltungsvorschrift ausgeschlossen
50. Film-, Fernseh-, Video- und Audioproduktion
51. Informations- und Kommunikationsdienstleistungen
Betriebsstätten des Handwerks, in denen überwiegend die in den Nummern 1 bis 51 aufgeführten Güter hergestellt oder Dienstleistun-
gen erbracht werden, sind grundsätzlich förderfähig.
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II. 

Staatskanzlei

Erlöschen eines Exequaturs;
h i e r :  Frau Ann-Kathrin Bauknecht, 

Honorargeneralkonsulin von Nepal in Stuttgart
Bekanntmachung der Staatskanzlei

vom 16. August 2023 (0213-0022#2023/0009)

Das Frau Ann-Kathrin Bauknecht erteilte Exequatur als Hono- 
rargeneralkonsulin von Nepal in Stuttgart ist mit Ablauf des 1. Au-
gust 2023 erloschen. 
Die honorargeneralkonsularische Vertretung von Nepal in Stutt-
gart ist somit geschlossen.
Der Konsularbezirk umfasste auch das Land Rheinland-Pfalz.

MinBl. 2023, S. 205

Erteilung eines Exequaturs;
h i e r :  Frau Hannah Andrea Tijmes e/v Brafine, 
Generalkonsulin des Königreichs der Niederlande  

in Düsseldorf
Bekanntmachung der Staatskanzlei

vom 16. August 2023 (0213-0022#2019/0043)

Die Bundesregierung hat der zur Leiterin der berufskonsulari-
schen Vertretung des Königsreichs der Niederlande ernannten 
Frau Hannah Andrea Tijmes e/v Brafine am 16. August 2023 das 
Exequatur als Generalkonsulin erteilt.
Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Peter Schurrmann e/v 
Sauer, am 9. Oktober 2019 erteilte Exequatur ist erloschen.
Der Konsularbezirk umfasst auch das Land Rheinland-Pfalz.

MinBl. 2023, S. 205

Erteilung eines Exequaturs;
h i e r :  Herr Roberto Abdalla, 

Generalkonsul der Föderativen Republik Brasilien  
in Frankfurt am Main

Bekanntmachung der Staatskanzlei 

vom 25. August 2023 (0213-0022#2019/0038)

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsulari-
schen Vertretung der Föderativen Republik Brasilien in Frankfurt 
am Main ernannten Herrn Roberto Abdalla am 25. August 2023 
das Exequatur als Generalkonsul erteilt.
Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Alexandre José Vidal 
Porto am 25. November 2019 erteilte Exequatur ist erloschen.
Der Konsularbezirk umfasst auch das Land Rheinland-Pfalz.

MinBl. 2023, S. 205
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I.
Verlängerung der Geltungsdauer  

von Verwaltungsvorschriften
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finanzen 

vom 5. Juli 2023 (0512-0002#2023/0001-0401 418)

1 Das Außerkrafttreten der nachfolgend aufgeführten Verwal-
tungsvorschriften wird gemäß Nummer 6 Abs. 2 der Ver-
waltungsanordnung zur Vereinfachung und Bereinigung der 
Verwaltungsvorschriften des Landes Rheinland-Pfalz vom 
20. November 1979 (MinBl. S. 418), zuletzt geändert durch 
Verwaltungsanordnung vom 25. April 2023 (MinBl. S. 88), bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2028 hinausgeschoben:

1.1 Vollzug der Landeshaushaltsordnung (VV-LHO); hier: Bestim-
mungen zu den §§ 70 bis 80 LHO (Zahlungen, Buchführung 
und Rechnungslegung) vom 16. November 2018 (61-0004-
4210) – MinBl. S. 127 – Gliederungsnummer 6300

1.2 Zuständigkeit für Vermögen, das dem Land Rheinland-Pfalz 
zufällt vom 15. November 1993 (70 02 04-432) – MinBl. S. 
462; 2018 S. 94 –, zuletzt geändert durch Verwaltungsvor-
schrift vom 26. September 2018 (O 1340 A-418) – MinBl. S. 
94 – Gliederungsnummer 641

2 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröffent-
lichung in Kraft.

MinBl. 2023, S. xxx


